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Postgesetz Vorentwurf

(PG) 

Änderung vom … 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom …1, 
beschliesst: 

I 
Das Postgesetz vom 17. Dezember 20102 wird wie folgt geändert: 

Art. 2 Einleitungssatz (Betrifft nur französischen Text) und Bst. g–k 
In diesem Gesetz bedeuten: 

g. Einzelsendungen: Postsendungen, welche die Absenderin oder der Absender
der Post zu deren allgemeinen Geschäftsbedingungen übergibt;

h. Massensendungen: Postsendungen, für welche die Absenderin oder der Ab
sender mit der Post zu individuellen Vertragsbedingungen einen schriftlichen
Vertrag abschliesst;

i. elektronische Sendungen: von einer Absenderin oder einem Absender elekt
ronisch in der endgültigen Form an die Post übermittelte Inhalte oder Daten,
die der Empfängerin oder dem Empfänger als adressierte Sendung elektro
nisch oder physisch zugestellt werden; als elektronische Sendungen gelten
auch Sendungen des elektronischen Rechtsverkehrs, die nur elektronisch zu
gestellt werden können;

j. Kurierpostsendungen: Postsendungen, die eine Anbieterin von Kurierdiens
ten auf möglichst direktem Weg von einer Absenderin oder einem Absender
zu einer Empfängerin oder einem Empfänger transportiert;
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k. Expressbriefe: Briefe, die eine Anbieterin von Postdiensten zu einem verbind
lich zugesicherten Zeitpunkt zustellt, wobei die Laufzeit der schnellsten Brief
kategorie der Grundversorgung deutlich unterschritten wird. 

Art. 3 Abs. 2 erster Satz  
2 Er erstattet der Bundesversammlung periodisch Bericht.  

Art. 10 
 Briefkästen und Briefkastenanlagen 
Der Bundesrat erlässt Vorgaben betreffend:  

a. Briefkästen; 
b.  Briefkastenanlagen im Bereich von Hauszugängen, an der Zufahrt zu einer 

Überbauung oder an einem zentralen Ort in einer Überbauung.  

Art. 12  
Aufgehoben 

Art. 14 Abs. 1, 2 Einleitungssatz, 3 erster Satz, 9 und 10 
1 Die Post stellt die Beförderung von Briefen, Paketen und elektronischen Sendun
gen als Einzel- oder Massensendung sowie von Zeitungen und Zeitschriften sicher. 
2 Betrifft nur den französischen Text 

3 Sie stellt Briefe, Pakete sowie Zeitungen und Zeitschriften an mindestens fünf Wo
chentagen zu.  
9 Die Post betreibt ein hybrides Zustellsystem, mit dem Sendungen elektronisch auf
gebeben werden können. Die Empfängerinnen und Empfänger entscheiden, ob sie 
die Sendungen elektronisch oder physisch erhalten wollen. Der Bundesrat regelt die 
Einzelheiten. 
10 Die Post gewährleistet entsprechend dem Stand der Technik die Vertraulichkeit, 
Integrität, Verfügbarkeit, Authentizität und Nichtabstreitbarkeit der über das hybride 
Zustellsystem aufgegebenen elektronischen Sendungen. 

Art. 14a Schwellenwerte 
1 Der Bundesrat kann von den Vorgaben nach Artikel 14 Absätze 1, 3 erster und 
zweiter Satz, 5 und 6 abweichen, wenn im Vorjahr in der Grundversorgung mindes
tens einer der nachfolgenden Schwellenwerte unterschritten wurde: 

a. Anzahl der beförderten Briefe: 800 Millionen; 
b. Anzahl der beförderten Pakete: 140 Millionen; 
c. Anzahl der in der Tageszustellung beförderten Zeitungen und Zeitschrif

ten: 350 Millionen; 
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d. Anzahl der Bareinzahlungen: 24 Millionen. 
2 Er darf dabei den Mindestumfang nach Artikel 14b nicht unterschreiten. 
3 Wird einer der Schwellenwerte nach Absatz 1 unterschritten, so kann die Post dem 
Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation 
(UVEK) beantragen, dass das UVEK dem Bundesrat eine Änderung der Ausfüh
rungsbestimmungen zur Grundversorgung beantragt. 
4 Das UVEK informiert die Öffentlichkeit jährlich über die Anzahl der Beförderun
gen und Bareinzahlungen nach Absatz 1. 

Art. 14b Mindestumfang 
1 Die Post stellt die Beförderung von Briefen und elektronischen Sendungen als Ein
zel- oder Massensendung, von Paketen als Einzelsendung sowie von Zeitungen und 
Zeitschriften sicher. 
2 Sie stellt Briefe sowie Zeitungen und Zeitschriften an mindestens drei Wochenta
gen zu. Abonnierte Tageszeitungen und Pakete werden an mindestens fünf Wochen
tagen zugestellt. 
3 Sie stellt landesweit den Zugang zu den Dienstleistungen der Grundversorgung si
cher. Bei der Ausgestaltung des Zugangs berücksichtigt sie lokale und regionale Ge
gebenheiten. 
4 Der Bundesrat kann in Bezug auf die Ausgestaltung des Zugangs ein Dialogverfah
ren zwischen der Post und den Kantonen vorsehen. 

Art. 16 Abs. 2, 3 zweiter Satz, 4 Einleitungssatz und Bst. b sowie Abs. 8 
2 Die Post legt die Preise für Briefe und Pakete der Grundversorgung nach einheitli
chen Grundsätzen fest. Die Preise für Einzelsendungen im Inland sind distanzunab
hängig. Mit Absenderinnen und Absendern von Massensendungen kann die Post 
Preise vereinbaren, die sich vorwiegend nach den entstehenden Kosten richten.  
3 … Aufgehoben 
4 Ermässigungen werden gewährt für die Tageszustellung von: 

b. Zeitungen und Zeitschriften von nicht gewinnorientierten Organisationen 
an ihre Abonnentinnen und Abonnenten, Mitglieder, Spenderinnen und 
Spender (Mitgliedschafts- und Stiftungspresse). 

8 Aufgehoben 

Art. 18 Abs. 2 Einleitungssatz (Betrifft nur den französischen Text) und Bst. a sowie 
3 zweiter und dritter Satz 

2 Vom reservierten Dienst ausgenommen sind: 
a. Kurierpostsendungen und Expressbriefe;  

3 … Aufgehoben 
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Art. 22 Abs. 2 Bst. h 
2 Sie hat folgende Aufgaben: 

h. Sie überwacht die Einhaltung der rechtlichen Vorgaben zu den Preisen in der 
Grundversorgung (Art. 16 Abs. 2 und 3 sowie 18 Abs. 3). 

Art. 27 
Aufgehoben 

Art. 29 Abs. 1–3  
1 Die PostCom betreibt eine Schlichtungsstelle. Sie kann Dritte damit beauftragen. 
2 Die Schlichtungsstelle anrufen können: 

a. die Anbieterinnen von Postdiensten; 
b. die Absenderinnen und Absender von Postsendungen, die Postdienste ver

traglich in Anspruch nehmen;  
c. die Empfängerinnen und Empfänger von Postsendungen. 

3 Die Schlichtungsstelle kann von der Partei, die sie anruft, eine Behandlungsgebühr 
erheben. Die Anbieterin von Postdiensten trägt die Verfahrenskosten abzüglich der 
Behandlungsgebühr. Erfolgt der Schlichtungsentscheid zugunsten einer Partei nach 
Absatz 2 Buchstabe b oder c, so wird ihr die Behandlungsgebühr von der Anbieterin 
von Postdiensten zurückerstattet. 

Art. 32a Finanzielle Notlage der Erbringerin der Grundversorgung 
1 In einer finanziellen Notlage oder bei einer drohenden finanziellen Notlage der Er
bringerin der Grundversorgung mit Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs, welche 
die Schweizer Volkswirtschaft erheblich schädigen könnte, kann der Bundesrat die 
Grundversorgung mit Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs einschränken, ausset
zen oder Dritten übertragen. Er kann Massnahmen zur Sicherung von Infrastrukturen 
des Zahlungsverkehrs treffen, die zur Gewährleistung der Grundversorgung notwen
dig sind. 
2 Er kann in einem Fall nach Absatz 1 eine finanzielle Unterstützung im Rahmen der 
bewilligten Mittel gewähren. 
3 Das UVEK gewährt die finanzielle Unterstützung im Einvernehmen mit der Eidge
nössischen Finanzverwaltung in einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung. 

Gliederungstitel vor Art. 33a 
3a. Kapitel: Bundesamt für Kommunikation  
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Art. 33a Aufsicht 
1 Das Bundesamt für Kommunikation (BAKOM) überwacht die Einhaltung der recht
lichen Vorgaben in den Bereichen, die ihm nach diesem Gesetz oder den Ausfüh
rungsbestimmungen zugewiesen sind. 
2 Es ist insbesondere zuständig für die Aufsicht über die Grundversorgung mit 
Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs. 

Art. 33b Massnahmen 
1 Das BAKOM trifft Entscheide und erlässt die Verfügungen, die zur Erfüllung sei
ner Aufgaben erforderlich sind. 
2 Stellt es eine Rechtsverletzung fest, so kann es: 

a. von der für die Rechtsverletzung verantwortlichen Anbieterin oder Erbrin
gerin der Grundversorgung mit Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs 
verlangen, den Mangel zu beheben oder andere Massnahmen zu treffen, 
damit die Rechtsverletzung sich nicht wiederholt; 

b. die Feststellung der Rechtsverletzung in geeigneter Form veröffentlichen; 
c. Massnahmen zur Erfüllung des gesetzlichen Grundversorgungsauftrags 

mit Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs anordnen; 
d. die Tätigkeit der für die Verletzung verantwortlichen Anbieterin oder Er

bringerin der Grundversorgung mit Dienstleistungen des Zahlungsver
kehrs durch Auflagen ergänzen, einschränken, suspendieren oder ganz 
verbieten. 

3 In Fällen nach Absatz 2 Buchstabe a muss die für die Verletzung verantwortliche 
Anbieterin oder Erbringerin der Grundversorgung mit Dienstleistungen des Zah
lungsverkehrs dem BAKOM mitteilen, was sie unternommen hat, um den Mangel zu 
beheben, oder welche anderen Massnahmen sie getroffen hat. 
4 Das BAKOM kann kostendeckende Verwaltungsgebühren für seine Verfügungen 
und Dienstleistungen erheben. 

Art. 33c Auskunftspflicht 
Die diesem Gesetz unterstellten Personen sind verpflichtet, dem BAKOM die Aus
künfte zu erteilen, die für die Aufgaben nach Artikel 33a und die Evaluation nach 
Artikel 3 notwendig sind. 

Gliederungstitel vor 4. Kapitel 
3b. Kapitel: Post- und Zahlungsverkehr in Notlagen 

Art. 33d Notlagen  
1 Der Bundesrat bestimmt die Ereignisse, in denen das Erbringen von Postdiensten 
und Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs eingeschränkt oder untersagt werden 
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kann und die meldepflichtigen Anbieterinnen von Postdiensten respektive Akteure 
des Zahlungsverkehrs zur Leistungserbringung beigezogen werden können. 
2 Das UVEK kann die Post auf deren Antrag vorübergehend teilweise oder vollständig 
von der Pflicht zur Einhaltung der Vorgaben zu Umfang, Zugang und Qualität nach 
den Artikeln 14, 14b, 15 oder 32 entbinden. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 
3 Artikel 32a Absätze 2 und 3 gilt sinngemäss. 
4 Erfordert es die Notlage, so kann der Bundesrat das notwendige Personal zum Dienst 
verpflichten. 
5 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über die Verfügungsgewalt des Generals 
nach Artikel 91 des Militärgesetzes vom 3. Februar 19953. 

Art. 35, 39 und 40 
Aufgehoben 
 
II 
Die Änderung eines anderen Erlasses wird im Anhang geregelt. 
 
III 
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 
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Anhang 
(II) 

Änderung eines anderen Erlasses 

Das Bundesgesetz vom 18. März 20164 betreffend die Überwachung des Post- und 
Fernmeldeverkehrs wird wie folgt geändert: 

Gliederungstitel vor Art. 6 
2. Abschnitt: 
Informatiksystem zur Verarbeitung von Daten im Rahmen 
der Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs 

Art. 6 
Der Dienst betreibt ein Informatiksystem zur Bearbeitung der Daten, die im Rahmen 
der Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs nach Artikel 1 Absatz 1 anfallen 
(Verarbeitungssystem). 

Art. 7 Bst. a-c 
Das Verarbeitungssystem dient dazu: 

a. die durch die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs gesammelten 
Daten entgegenzunehmen und den berechtigten Behörden zur Verfügung zu 
stellen; 

b. die Lesbarkeit und Sicherheit der durch die Überwachung des Post- und Fern
meldeverkehrs gesammelten Daten über einen längeren Zeitraum zu erhalten; 

c. Auskünfte über den Zugang zu Post- und Fernmeldediensten zur Verfügung 
zu stellen; 

Art. 8 Bst. a-c sowie e 
Das Verarbeitungssystem enthält: 

a. den Inhalt des Post- und Fernmeldeverkehrs der überwachten Person; 
b. die Daten, aus denen hervorgeht, mit wem, wann, wie lange und von wo aus 

die überwachte Person Verbindung hat oder gehabt hat, sowie die technischen 
Merkmale der entsprechenden Verbindung (Randdaten des Post- und Fern
meldeverkehrs); 

c. Angaben über Post- und Fernmeldedienste; 
e. Ergebnisse aus der Bearbeitung von Daten, die im Rahmen einer Überwa

chung des Post- und Fernmeldeverkehrs nach diesem Gesetz erhoben wurden, 
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einschliesslich der Analyse, wie Visualisierung, Alarmierung oder Sprecher
erkennung. 

Art. 19 Abs. 1bis und 1ter 
1bis Elektronische Sendungen nach Artikel 2 Buchstabe i des Postgesetzes vom 
17. Dezember 20105 (PG) gelten als Fernmeldeverkehr und abgeleitete Kommunika
tionsdienste. Die für Anbieterinnen abgeleiteter Kommunikationsdienste geltenden 
Bestimmungen dieses Gesetzes sind sinngemäss auf die Anbieterinnen elektronischer 
Sendungen anwendbar. 
1ter Die Anbieterinnen von elektronischen Sendungen liefern dem Dienst auf Verlan
gen die ihnen zur Verfügung stehenden Randdaten des Fernmeldeverkehrs der über
wachten Person. 
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